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Vorwort


Das vorliegende Tutorium richtet sich schwerpunktmäßig an Teilnehmer des zweijährigen CEIPI/epi Grundkurses Patentrecht, der vom European Patent Institute (epi) in Zusammenarbeit mit dem Centre d'études internationales de la propriété intellectuelle (CEIPI) der Université de Strasbourg organisiert wird. Es entstand als begleitendes Skript zum Modul E4, Patentverletzung, Nichtigkeit und Sanktionen, erstes Studienjahr, des Ausbildungsplans für die Teilnehmer des Münchner Kurses. Gleichermaßen können auch Teilnehmer von CEIPI/epi Grundkursen anderer Studienorte sowie Lernende für die Vorbereitung auf die Europäische Eignungsprüfung von diesem Tutorium profitieren.


Das Tutorium bildet den Rechtsstand 05.05.2017 ab.


Der Autor nahm einst selbst am CEIPI/epi Grundkurs teil und war deshalb bemüht den Stoff eingängig, knapp, und dennoch vollständig aufzubereiten. Das Tutorium liegt nunmehr in der zweiten, überarbeiteten Fassung vor, sollten trotzdem etwaige Unrichtigkeiten oder Ungenauigkeiten enthalten sein, so ist der Autor den Lesern für jeden Hinweis an info@thomas-kimpfbeck.de dankbar.


Mai 2017


Thomas Kimpfbeck


European Patent Attorney


Patentassessor




1 Einleitung


1.1 Themenabgrenzung


1.1.1 Übersicht


Das vorliegende Tutorium entstand als begleitendes Skript zum Modul E4 Patentverletzung, Nichtigkeit und Sanktionen, erstes Studienjahr, des Ausbildungsplans für die Teilnehmer des Münchner CEIPI/epi Grundkurses Patentrecht und bildet den Rechtsstand 05.05.2017 ab. Das erste Studienjahr umfasst materielles Recht. Deshalb behandelt das Tutorium keine Verfahrensvorschriften. Das EPÜ weist gerade bei den Themen Patentverletzung und Nichtigkeit Verweise zu den nationalen Rechtsordnungen der einzelnen Mitgliedsstaaten auf, weshalb folgende Themen in diesem Tutorium zu Modul E4 zusammengefasst sind:




	
Kapitel 2 widmet sich den Voraussetzungen der Patentverletzung. Zunächst werden die Rechtsgrundlagen des EPÜ erläutert. Es folgt eine Darstellung der Patentverletzung im deutschen Recht sowie einiger Unterschiede und Besonderheiten im französischen und britischen Recht. Kapitel 2 schließt mit einer knappen Betrachtung zu einschlägigen EU-Normen.


	
Kapitel 3 fasst Sanktionen bzw. gesetzliche Ansprüche zusammen. Auch Kapitel 3 erläutert die Sanktionen aus verschiedenen Rechtsordnungen.


	
Kapitel 4 befasst sich mit der Nichtigkeitsklage und den entsprechenden Bestimmungen aus dem EPÜ, Ausgewählten Nichtigkeitsentscheidungen aus den Mitgliedsstaaten und europäischem Recht.


	
Kapitel 5 gibt den Lesern einfache Übungen samt Lösung zur Lernkontrolle und Prüfungsvorbereitung an die Hand.





1.1.2 Vorkenntnisse


Vorkenntnis der Module A1 bis E3 ist empfohlen, besonders hilfreich sind:




	A1 Einführung in den gewerblichen Rechtsschutz


	B4 Sprachen und Übersetzungen


	C7 Priorität; Pariser Verbandsübereinkunft (PVÜ)


	E1 Rechte aus dem europäischen Patent


	E2 Recht aus der europäischen Patentanmeldung


	E3 Auslegung des Patents





1.1.3 Nicht enthaltene Themen


Das Tutorium verzichtet der Knappheit wegen auf rechtshistorische Darstellungen. Die aktuellen Entwicklungen beim Einheitspatentgericht (EPG) werden jedoch berücksichtigt, trotz der noch nicht ratifizierten Verordnung und der noch im Entwurfsstadium befindlichen Verfahrensordnung. Zwar umfasst das Tutorium die auf der Hand liegende Verteidigung eines Patentverletzers, nämlich die Nichtigkeitsklage, nicht jedoch den Einspruch gegen ein europäisches Patent, für den auf Modul H9 des epi/CEIPI Ausbildungsplans verwiesen wird. Das Tutorium verzichtet ferner auf verfahrensrechtliche Aspekte der Nichtigkeitsklage. Hierfür sei auf Modul I verwiesen.


1.2 Prüfungsstoff




Artikel 13 VEP


In der Prüfung muss ein Bewerber Folgendes nachweisen:




	umfassende Kenntnisse



	des europäischen Patentrechts nach dem EPÜ sowie des Gemeinschaftspatentrechts;


	der Pariser Verbandsübereinkunft (Artikel 1 - 5quater und Artikel 11);


	des Vertrags über die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens;


	aller Entscheidungen der Großen Beschwerdekammer und der in den ABVEP genannten Rechtsprechung des EPA und







	
allgemeine Kenntnisse des nationalen Rechts



	
der Vertragsstaaten, soweit dieses europäische Patentanmeldungen und Patente betrifft;


	der Vereinigten Staaten von Amerika und Japans, soweit dieses für Verfahren vor dem EPA von Bedeutung ist.













Das Tutorium adressiert die oben fettgedruckten Kenntnisse. Das Tutorium vermittelt schwerpunktmäßig Kenntnisse für Rechtsgutachten, wie sie gemäß R. 26 ABVEP (Ausführungsbestimmungen zu den VEP) im D-Teil der europäischen Eignungsprüfung geprüft werden. In den RR. 2, 22 – 26 ABVEP wird zu Art. 13 (1) VEP näher ausgeführt, dass nur die Gesetze geprüft werden, die in Kraft sind. Die Verordnungen zum Einheitspatent und das Übereinkommen über ein einheitliches Patentgericht könnten unter den Begriff Gemeinschaftspatentrecht gemäß Art. 13(1) VEP fallen. Die Verordnungen sind am 20.1.2013 in Kraft getreten, also Prüfungsstoff. Das Einheitspatentübereinkommen ist noch nicht in Kraft, folglich auch nicht Prüfungsstoff.




2 Patentverletzung


2.1 Übersicht


Patentverletzung ist, allgemein gültig gesagt, die Benutzung einer patentmäßig geschützten Erfindung durch einen unbefugten Dritten. Kapitel 2 vermittelt die zur Beurteilung einer Patentverletzung einschlägigen Rechtsgrundlagen des EPÜ sowie Grundlagen des deutschen, französischen, britischen, europäischen Rechts sowie TRIPS.


2.2 Rechtsgrundlagen EPÜ


2.2.1 Einführung


Die Vertragsstaaten schlossen 1970 das Europäische Patentübereinkommen mit dem Ziel ein einheitliches Patenterteilungsverfahren zu schaffen.




Präambel EPÜ


Die Vertragsstaaten – in dem Bestreben, die Zusammenarbeit zwischen den europäischen Staaten auf dem Gebiet des Schutzes der Erfindungen zu verstärken, in dem Bestreben, einen solchen Schutz in diesen Staaten durch ein einheitliches Patenterteilungsverfahren und durch die Schaffung bestimmter einheitlicher Vorschriften für die nach diesem Verfahren erteilten Patente zu erreichen,[...]


Art. 1 EPÜ – Europäisches Recht für die Erteilung von Patenten


Durch dieses Übereinkommen wird ein den Vertragsstaaten gemeinsames Recht für die Erteilung von Erfindungspatenten geschaffen.





Das EPÜ verweist deshalb für die Regelung der Patentverletzung explizit auf nationales Recht; es gilt der Grundsatz der Beurteilung nach nationalem Recht1.


2.2.2 Wirkung des europäischen Patents




Art 2 EPÜ – Europäisches Patent


[...]


(2) Das europäische Patent hat in jedem Vertragsstaat, für den es erteilt worden ist, dieselbe Wirkung und unterliegt denselben Vorschriften wie ein in diesem Staat erteiltes nationales Patent, soweit dieses Übereinkommen nichts anderes bestimmt.


Art. 64 EPÜ – Rechte aus dem europäischen Patent




	Das europäische Patent gewährt seinem Inhaber ab dem Tag der Bekanntmachung des Hinweises auf seine Erteilung im Europäischen Patentblatt in jedem Vertragsstaat, für den es erteilt ist, vorbehaltlich des Absatzes 2 dieselben Rechte, die ihm ein in diesem Staat erteiltes nationales Patent gewähren würde.


	Ist Gegenstand des europäischen Patents ein Verfahren, so erstreckt sich der Schutz auch auf die durch das Verfahren unmittelbar hergestellten Erzeugnisse.


	Eine Verletzung des europäischen Patents wird nach nationalem Recht behandelt.









Gemäß Art. 64 (2) EPÜ sind nur die unmittelbaren Verfahrenserzeugnisse geschützt, d.h. Erzeugnisse, die durch ein anderes als das patentierte Verfahren gewonnen werden, fallen gerade nicht unter den Schutzbereich. Die Vorschrift dieses Artikels ist so zu verstehen, dass sie sich sowohl auf Verfahren bezieht, durch die Erzeugnisse hergestellt werden, die von dem Ausgangsmaterial völlig verschieden sind, als auch auf Verfahren, mit denen lediglich Veränderungen der Oberfläche bewirkt werden (z. B. Streichen, Polieren)2. Patentansprüche die ein Erzeugnis mittels eines Herstellverfahrens definieren (z.B. „Erzeugnis X erhältlich durch das Verfahren Y“) heißen auch „Product-by-process Ansprüche“.


Die Verweisungsnorm Art. 64 (3) EPÜ auf nationale Bestimmungen begründet den Blick dieses Tutoriums auf nationales Recht. Nach einer Statistik von 2008 werden die meisten Patenverletzungen in den Ländern gemäß Abbildung 1 verhandelt3. Die Zahlen umfassen auch Verfahren zu rein nationalen Patenten, sodass für Patentverletzungsklagen aus europäischen Patenten allenfalls ein Trend ableitbar ist. Im Folgenden werden u.a. die Besonderheiten der Patentdurchsetzung in Deutschland, Großbritannien und Frankreich näher erläutert.
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Abbildung 1: Statistik Patentverletzungsklagen 20084. Die Fälle in DE überwiegen. Das vorliegende Tutorium erläutert daher die nationalen Besonderheiten der Patentdurchsetzung in DE, FR und GB.







Art. 69 EPÜ


Der Schutzbereich des europäischen Patents und der europäischen Patentanmeldung wird durch die Patentansprüche bestimmt. Die Beschreibung und die Zeichnungen sind jedoch zur Auslegung der Patentansprüche heranzuziehen.
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